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Die Entwicklung der verfügbaren
Einkommen

Die verfügbaren Einkommen der Privathaushalte der
Schweiz sind in den letzten fünf Jahren real leicht
gestiegen. Machten sie 1978 - pro Einwohner und zu
Preisen von 1970 gerechnet - 10 300 Franken aus, so
stellten sie sich per 1983 auf 10 800 Franken. Im Jahres-
durchschnitt ergibt das eine Zuwachsrate von beschei-
denen 0,9%. Die verfügbaren Haushalteinkommen um-
fassen im wesentlichen die Arbeitnehmereinkommen,
die Geschäftseinkommen der Selbständigen und die
Vermögenseinkommen der Haushalte abzüglich der di-
rekten Steuern und der Beiträge an die Sozialversiche-
rungen. Sie machten 1983 zu laufenden Preisen insge-
samt 135,1 Milliarden Franken aus.

Wirtschaftspolitik

Weitwirtschaft im Aufwärtstrend
Aus dem Jahresbericht des Internationalen Währungsfonds 1

Zusammenfassung

1983 und anfangs 1984 - so wird im ersten Kapitel im
Jahresbericht des Internationalen Währungsfonds (IWF)
ausgeführt - ist eine deutliche Besserung in der Welt-
konjunktur eingetreten, wobei vor allem den USA und
Kanada eine eigentliche Lokomotiv-Funktion zukam.
Aber auch die übrigen Industrieländer kehrten zum Wirt-
Schaftswachstum zurück, dies bei gleichzeitiger Inf la-
tionsberuhigung. Diese an und für sich vorteilhafte Welt-
Wirtschaftsentwicklung wurde vor allem durch zwei
Haupthindernisse getrübt: Durch die hohen Zinssätze
und durch die nach wie vor massive Auslandsverschul-

ung der Entwicklungsländer, deren Insolvenzkrise
urch den internationalen Zinsauftrieb noch verschärft

wurde. Infolgedessen verstärkten die Entwicklungslän-
er ihre aussenwirtschaftlichen Anpassungsbemühun-

gen. Dank leichter Verbesserung der Terms of Trade
eang es den nicht ölproduzierenden Entwicklungslän-
m, ihr zusammengefasstes Leistungsbilanzdefizit zu

-?r-^®""och waren 1983 und Anfang 1984 Um-

erf ^^saktionen und neue Finanzierungspakete
stiea

meisten Entwicklungsländern über-

schaftr h
^ö'^rungswachstum das gesamtwirt-

iuna 'h
Produktionswachstum, was eine Aushöh-

liehe« 7m
^ensstandards zur Folge hatte. Vordring-

daher H ^ internationalen Wirtschaftspolitik bleibt
Lancm n

^orbesserung der gesamtwirtschaftlichen^ge der Entwicklungsländer.

Die wirtschaftliche Erholung in den Industrieländern
wurde durch die erhöhte Preisstabilität der letzten Jahre
erleichtert. Es wird darauf ankommen, die monetäre Po-
litik auch in Zukunft so zu gestalten, dass die erzielten
Fortschritte nicht aufs Spiel gesetzt werden. Ausserdem
sollte die Fiskalpolitik den Konflikt zwischen staatlicher
und privater Kreditnachfrage so klein wie möglich hal-
ten. Sonst wird der Zinsauftrieb anhalten und eine steti-
ge Erholung gefährden sowie die Anpassungsbemühun-
gen in den Entwicklungsländern untergraben.

Sehr wichtig sind auch gemeinsame Anstrengungen
zum Abbau struktureller Starrheiten, welche die Lei-
stungsfähigkeit vieler Volkswirtschaften unter den Indu-
strieländern beeinträchtigen. Wenn dieser Mangel an
Flexibilität, insbesondere auf den Arbeitsmärkten, nicht
angegangen wird, vermindern sich die Aussichten, lang-
fristig wieder zu einem normaleren Niveau der Arbeits-
losigkeit zurückkehren zu können. Unabdingbar ist
ausserdem ein entschiedener Widerstand gegen alle
protektionistischen Tendenzen, zum einen, um Struktur-
wandel und Wachstum zu fördern, und zum andern, um
den Schuldnerländern die Möglichkeit zu geben, ihre
Auslandsschulden zu bedienen und die erforderliche
aussenwirtschaftliche Anpassung herbeizuführen. Den
Entwicklungsländern aber kommt dabei laut IWF die
Hauptrolle zu. Sie müssen ihre Stabilisierungsbemühun-
gen im Innern fortsetzen, um so die Basis für ein gesun-
des Wirtschaftswachstum zu schaffen.

Erfolgreiche Stabilisierungsbemühungen

Das ganze Jahr 1983 und auch im 1. Halbjahr 1984
sahen die wirtschaftspolitischen Instanzen in den Indu-
strieländern die Wiederherstellung der für ein nachhalti-
ges nichtinflationäres Wachstum erforderlichen wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen unverändert als ihre
wichtigste Aufgabe an. Man wollte bewusst der priva-
ten Wirtschaft eine Entscheidungsfindung in einem Um-
feld grösstmöglicher Stabilität ermöglichen. Bei der Ver-
wirklichung dieser Ziele spielte allerdings die Geld- und
Kreditpolitik eine weit grössere Rolle als die Fiskalpolitik.
In den meisten Ländern war die monetäre Politik darauf
ausgerichtet, das Wachstum der monetären Aggregate
zu dämpfen und damit die Inflation dauerhaft auf ein
niedriges Niveau zurückzudrücken.

Dem Konjunkturverlauf entsprechend haben sich 1983
die monetären Bedingungen verändert. Im 1. Halbjahr
1983 expandierten die Geldbestände kräftig genug, um
das wiedereinsetzende wirtschaftliche Wachstum von
der monetären Seite angemessen zu begleiten und
gleichzeitig den weiteren Abbau der Zinssätze möglich
zu machen. Im späteren Verlauf des Jahres allerdings
trug die Belebung der Wirtschaftstätigkeit im privaten
Sektor in Verbindung mit der Abschwächung des Geld-
mengenwachstums zu einer spürbaren Verschärfung
der monetären Bedingungen bei. Zusammen mit dem
nach wie vor sehr hohen staatlichen Kreditbedarf haben
diese Faktoren in einigen Ländern wieder einen deutli-
chen Zinsauftrieb in Gang gesetzt, besonders in jenen
Ländern, in denen die konjunkturelle Erholung bisher am
kräftigsten ausgefallen ist.

Bemerkenswert an den jüngsten Zinssteigerungen ist,
dass sie nicht in Reaktion auf offenkundige Anzeichen
einer neuerlichen Inflationsbeschleunigung eingetreten
sind. Infolgedessen sind die Realzinsen weiter gestiegen
und überschreiten das Durchschnittsniveau von 1981
ganz deutlich.
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Rigide Staatsverschuldung

In den letzten Jahren waren die Hauptziele der Fiskalpo-
litik in den meisten Ländern darauf ausgerichtet, den

vom Staat in Anspruch genommenen Anteil am Sozial-

produkt zu begrenzen und möglichst zu verringern sowie
die Struktur der öffentlichen Finanzen zu verbessern.
Dennoch liessen sich nicht überall die Ausgaben im vor-

gesehenen Ausmass kürzen: Vor allem die Sozialleistun-

gen des Staates haben sich stärker als erwartet erhöht.

Die Finanzlage des Staates wurde der Tendenz nach zu-

sätzlich dadurch belastet, dass das Hochzinsniveau mit
einer gestiegenen Staatsverschuldung zusammenfiel,
die aus den aufeinanderfolgenden Defiziten in den Re-

zessionsjahren resultierte. Daher hat das zusammenge-
fasste Haushaltsdefizit der zentralen öffentlichen Haus-

halte in den sieben wichtigen Industrieländern im Jahre
1983 einen Umfang erreicht, der mehr als 514% des

BSP entspricht. Damit aber wurde der Vorjahresstand
um nahezu einen Prozentpunkt überschritten, und aus-
serdem überschritt die Relation Haushaltsdefizit/BSP
den höchsten Stand der 70er-Jahre um zwei Prozent-

punkte. Diese Entwicklung ist jedoch vor allem der
Zunahme des US-Haushaltsdefizits zuzuschreiben
(Steuerkürzungen, die nicht durch Ausgabenkürzungen
wettgemacht werden), während die grossen kontinen-
tal-europäischen Länder und Japan die Grundtendenz
ihrer Haushaltposition in bescheidenem Umfang verbes-
sern konnten. Einige kleinere Länder trafen gar weiter-
reichende fiskalpolitische Massnahmen. Ausserhalb der

Vereinigten Staaten dürften daher in der Fiskalpolitik
Weichen für einen weiteren bescheidenen Defizitabbau
gestellt sein, und dies wird in Verbindung mit einer zu-
nehmenden konjunkturellen Belebung vermutlich dazu
führen, dass das Haushaltsdefizit in den übrigen wichti-
gen Industrieländern dem absoluten Betrage nach erst-
mais seit mehreren Jahren sinkt. Nicht zu übersehen ist
jedoch, dass der Staat wie bisher in praktisch allen Indu-
strieländern einen sehr grossen Anteil der privaten
Ersparnis beanspruchen wird. Mit fortschreitender wirt-
schaftlicher Erholung muss dieser Anteil deutlich ver-
mindert werden, wenn ausreichende Finanzierungsmit-
tel für die angestrebte Ersparnis der privaten produkti-
ven Investitionen zur Verfügung stehen sollen.

Lokomotivfunktion der Vereinigten Staaten

Zur Jahresmitte 1984 befanden sich die Industrieländer
als Gruppe betrachtet schon im zweiten Jahr eines wirt-
schaftlichen Aufschwungs nach drei Jahren scharfer
Rezession. Bei der Gruppe der fünf grössten Industrie-
länder lag die Industrieproduktion im ersten Quartal
1984 im Durchschnitt um mehr als 11% über dem Stand
vom ersten Quartal 1983. Den weltweiten Konjunktur-
aufschwung führten die USA - und im Schlepptau
davon Kanada - an. Die Expansion in den Vereinigten
Staaten und Kanada war zwar bei den verbrauchsorien-
tierten Nachfragekomponenten am stärksten, es gibt
aber auch ermutigende Anzeichen dafür, dass die Erho-
lung auch den Investitionsgüterbereich erfasst hat, ins-
besondere in den USA. Die Sachkapitalbildung ist dort in
letzter Zeit kräftig gestiegen, was angesichts des hohen
Realzinsniveaus während der Erholung umso bemer-
kenswerter ist. Möglicherweise sind fiskalische Anreize
eine Erklärung dafür sowie die notwendige Anpassung
des Kapitalstocks an die veränderte Nachfragestruktur.
Ausserhalb der beiden nordamerikanischen Industrielän-
der ist die. Expansion bisher weniger stark in Schwung
gekommen, wenngleich die konjunkturellen Auftriebs-

kräfte im zweiten Halbjahr 1983 und Anfang 1984 o|

fensichtlich stärker die Oberhand gewonnen habend;

Frankreich, wo sich die Wirtschaftstätigkeit in den Ja»

ren 1981/82 etwas besser gehalten hat als in da

meisten anderen europäischen Ländern, kam es 198)

der Tendenz nach nur zu einer relativ geringen wir:

schaftlichen Erholung. Bei den kleineren Industriell
dem blieb das Wirtschaftswachstum im Durchschn|
hinter jenem der sieben wichtigen Industrieländer ä|

Gruppe zurück. Seit Beginn 1984 mehren sich aber di:

Anzeichen einer gewissen Belebung der Wirtschaftsti

tigkeit, umso mehr, als die kleineren Länder immer sti

ker in den Sog des Konjunkturaufschwungs ihrer wicf

tigsten Handelspartner geraten.

Strukturelle Mängel belasten Europas
Arbeitsmärkte

Sieht man von den Vereinigten Staaten und Kanada ab,

so hat das Wachstumstempo im Jahre 1983 im allgemei

nen nicht ausgereicht, um die Lage am Arbeitsmarli

nachhaltig zu verbessern. In allen wichtigen Industrie

ländern (mit Ausnahme der USA) und in den meist«

kleineren Industrieländern war die durchschnittliche Ar

beitslosenquote 1983 höher als 1982. Gegen Jahres«

de waren aber zunehmend Anzeichen für eine Besse

rung zu erkennen. Die Arbeitslosigkeit ist in den USI

und Kanada weiter kräftig gesunken und in mehreren Ii
deren Industrieländern offenbar nicht weiter gestieg«

Anfang 1984 hat sich die Arbeitslosenquote in den USA

nochmals merklich vermindert und ist in mehreren ande

ren Ländern zurückgeführt oder zumindest stabilisiert

worden.

In einigen europäischen Industrieländern nahm dagegen

die Arbeitslosigkeit weiter zu. Selbst in Ländern, der«

Beschäftigungssituation sich zu stabilisieren schier,

verharrte die Arbeitslosigkeit auch Anfang 1984 an'

einem sehr hohen Niveau. Diese unvermindert hohe Ar

beitslosigkeit ist weniger einer Konjunkturschwäche al

vielmehr einer strukturellen Rigidität der betreffender

Arbeitsmärkte zuzuschreiben.

Massvolle Lohnerhöhungen unterstützen
die Stabilitätspolitik

Die Preisentwicklung verlief nicht nur in allen wichtig«:

Industrieländern, sondern auch in den meisten kleiner«

Nationen in ruhigen Bahnen. In einigen Ländern, daru«

ter die USA, Grossbritannien, die Niederlande und Neu

Seeland, hat sich der Anstieg des Preisindexes d«

Bruttosozialproduktes von 1981 bis 1983 mehr als hl

biert. Bei der Gruppe der Industrieländer insgesau'j

schwächte sich die Zunahme dieses Indexes 1983 aii|

5% ab, verglichen mit 7% im Jahre 1982 und jeweils

872 bis 9% in jedem der beiden vorhergehenden Jahre

Da einige der für diese Abschwächung ausschlaggeber
den Faktoren ab Mitte 1983 kaum noch eine Rolle spie

ten, zeigen die jüngsten vierteljährlichen Veränderung«
des BSP-Deflators eine weniger ausgeprägte Tende«

zur Verbesserung, wenngleich die Inflation in den Ver

einigten Staaten an diesem Index gemessen im erst«

Halbjahr 1984 nochmals zurückgegangen ist. Zu der g«

genwärtigen deutlich niedrigeren durchschnittlichen I®

flationsrate hat vor allem beigetragen, dass die meist«

nationalen Behörden trotz der hohen kurzfristigen
sten in Form von Arbeitslosigkeit und entgangenem

P®

duktionswachstum unbeirrt an ihrem antiinflatorisch«
Kurs festgehalten haben. Insbesondere hat die restrikt
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vere geldpolitische Linie den Spielraum der Unternehmer

für Lohnzugeständnisse und Überwälzung zusätzlicher
Lohnkosten auf ihre Kunden durch höhere Preise einge-
schränkt.

ßei den Lohnabschlüssen ergab sich eine grössere Flexi-

bilität, die durch das Zusammentreffen eines spürbaren
Abbaus der Inflationserwartungen mit hoher Arbeits-
losigkeit und geringer Auslastung der Produktionskapa-
zitäten bedingt war. In mehreren Ländern haben ein-
schneidende Modifizierungen der bis dahin starren In-

dexbindungen wesentlich zur Dämpfung des Lohn- und
Preisauftriebes beigetragen. Im Jahre 1983 wurde die

günstige Wirkung, die sich aus der geringen Lohn- und
Gehaltssteigerung ergab, noch durch eine Beschleuni-

gung des Produktivitätswachstums verstärkt, indem
das BSP je Erwerbstätigen doppelt so schnell gewach-
sen ist wie in den Jahren 1980 bis 1982.

Ungenügendes Wirtschaftswachstum
in den Entwicklungsländern

In den meisten Entwicklungsländern war, wie schon
1981 und 1982, auch 1983 nur ein schwaches wirt-
schaftliches Wachstum zu verzeichnen. Dies trifft nicht
nur im Vergleich zu den Wachstumsraten dieser Länder
in den 60er- und 70er-Jahren zu, sondern gilt auch, was
wichtiger ist, im Vergleich zu ihrem Bevölkerungs-
Wachstum und ihrem Entwicklungsbedarf. Die Wachs-
tumsrate der Entwicklungsländer insgesamt, die 1977
nahezu 6% betragen hatte und danach stetig zurückge-
fallen war, belief sich im gewogenen Durchschnitt so-
wohl 1982 als auch 1983 auf weniger als 1%. Das
schwache Wirtschaftswachstum der Entwicklungslän-
der ist nicht zuletzt eine Folge des verschlechterten
realen Austauschverhältnisses (Terms of Trade) der
Nicht-Ol-Entwicklungsländer. Ihre Importausgaben wa-
ren aufgrund der zweiten Ölpreiserhöhung 1979/80
bereits kräftig angeschwollen. In der Folgezeit wurden
ihre Ausfuhreinnahmen durch den Preiszerfall bei Roh-
Stoffen (ohne Öl) geschmälert, zu dem es 1981 und
1982 kam und in dem sich die Folgen der weltweiten Re-
Zession, des Zinsanstiegs (der die Rohstofflagerhaltung
verteuerte) und die Auswirkungen der Dollarstärke für
die in dieser Währung notierten Preise bemerkbar mach-
ten. Zudem waren bei Getreide und Baumwolle Rekord-
ernten zu verzeichnen, die die Weltmarktpreise dieser
Rohstoffe unter Druck geraten Hessen.

Die Schwäche an den Exportmärkten vieler Nicht-Öl-
Entwicklungsländer sowie das sehr hohe Nominalzinsni-
veau an den internationalen Finanzmärkten Hessen die
realen Zinsen weiter steigen. Die relative Last des Schul-
dendienstes erhöhte sich durch die anhaltende Dollar-
aufwertung weiter. Angesichts der höheren Schulden-
dienstlasten und der begrenzten Exporteinnahmen
nnussten viele Länder danach trachten, die Anpassung
hauptsächlich über eine Verringerung der Einfuhren zu
erreichen. Die verebbende Rezession in den Industrielän-

ern - den wichtigsten Rohstoffabsatzmärkten - und
'6 rückläufigen Erdölpreise verringerten tendenziell die
"Passungsbürde bei vielen Entwicklungsländern. Zu-

sammen mit leicht anziehenden Rohstoffpreisen verbes-
serten sich die Terms of Trade der Nicht-Öl-Entwick-
^ngsländer und die realen Ausfuhrerlöse nahmen zu. Ob

ie Entwicklungsländer aufgrund dieser Entwicklungen
s unftig höhere Wachstumsraten erzielen können,

zi II
davon abhängen, inwieweit die tenden-

des^ k®sserung des aussenwirtschaftlichen Umfel-
weitergeht. Entscheidend wird aber vor allem sein,

wie konsequent die Entwicklungsländer selbst geeigne-
te Massnahmenpakete in die Tat umsetzen, die Refor-
men auf den Gebieten der Fiskalpolitik, der Kredit-
begrenzung, der Zins- und Wechselkurspolitik sowie
Anreize für die Entwicklung des privaten Sektors, eine
geeignete Preispolitik staatlicher Unternehmen u.a.m.
vorsehen müssten. Entscheidend für eine Konjunkturbe-
lebung in den Entwicklungsländern wird auch sein, wie
stark ihnen die expandierenden Absatzmärkte offenste-
hen und inwieweit sowohl private als auch staatliche
Kapitalströme erneut fliessen und ausgeweitet werden.

In den meisten Entwicklungsländern ist die Inflation im
Gegensatz zu den Industrieländern nicht zurückgegan-
gen. Dies ist nicht zuletzt auf die akkommodierende
Wirtschafts- und Finanzpolitik zurückzuführen, die eine
der wichtigsten Ursachen für den gewogenen Durch-
schnitt des Verbraucherpreisanstiegs um 44% im Jahre
1983 war (1980-82: +32% pro Jahr). Auffallend ist
dabei, dass Asien seit vielen Jahren den Inflationsan-
stieg erfolgreicher einzudämmen vermochte als andere
Regionen. Dies war der hier praktizierten konsequenten
Stabilitätspolitik zu verdanken.

Entwicklungsländer zu Anpassungsmassnahmen
gezwungen

Um die Aussichten auf ein höheres Mass an finanzieller
Stabilität im Inland gegenüber dem Ausland zu verbes-
sern, haben viele Entwicklungsländer inzwischen Pro-

gramme in Angriffe genommen, die Massnahmen unter
anderem im Bereich der öffentlichen Finanzen, der mo-
netären Politik und der Bankenpolitik, der Wechselkurse
und der Liberalisierung des Aussenhandels einschlies-
sen. Darüber hinaus wurden im Rahmen struktureller
Anpassungsanstrengungen Massnahmen getroffen, die
Änderungen auf den Gebieten der Subventionen und
Preise, der Führung staatlicher Unternehmen und in be-

zug auf Höhe und Verteilung der Entwicklungsausgaben
vorsehen. Von diesen Anpassungsprogrammen wird
zwar letztlich ein Abbau des inflatorischen Drucks er-
wartet, doch bewirken sie zunächst mitunter einen An-
stieg des Binnenpreisniveaus nach den erfolgten Preis-
korrekturen. Die aussenwirtschaftliche Anpassung be-
deutet für viele Entwicklungsländer entweder eine direk-
te vorgeplante Verringerung der Investitionsausgaben
oder einen indirekten Rückgang dieser Aufgaben auf-
grund der restriktiven monetären und fiskalpolitischen
Massnahmen und der Verteuerung oder eingeschränkte-
ren Verfügbarkeit von Kapital. Die starke Verteuerung
der realen Kreditkosten hat die sich bietenden wirt-
schaftlich attraktiven Investitionsmöglichkeiten verrin-
gert, und sie hat bei allen Investitionen die realen Erträge
gedrückt. Konnten die Auslandskredite früher für reale
Investitionen verwendet werden, so müssen sie nun vor
allem für den Schuldendienst benutzt werden. Ausser-
dem führten die Stabilisierungsbemühungen zur Beein-
trächtigung der inländischen Kapitalbildung.

Schlüsselfragen der Wirtschaftspolitik

1983 war durch Wirtschaftswachstum in den Industrie-
ländern und Abbau der aussenwirtschaftlichen Defizite
in den Nicht-Öl-Entwicklungsländern gekennzeichnet.
Aber die konjunkturelle Erholung in den Entwicklungs-
ländern vollzieht sich in unterschiedlichem Tempo und
könnte durch den erneuten Zinsauftrieb gefährdet wer-
den. Höhere Zinsen schwächen darüberhinaus die Posi-
tion der hochverschuldeten Entwicklungsländer, die vor
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der Aufgabe stehen, die bei der Zahlungsbilanzverbesse-
rung gemachten Fortschritte in eine Wiederbelebung
des Wachstums und der Entwicklung im Innern überzu-

leiten. Beide Probleme könnten noch verschärft werden
durch die Gefahr des Protektionismus, der zwar ein-

drucksvoll verurteilt, dem aber weniger eindrucksvoll
widerstanden wird. Bei den Industrieländern geht es nun
darum, die wirtschaftliche Erholung in geordneten
Bahnen zu halten und einen allmählich wieder befriedi-
genden Beschäftigungsstand mit erneut stetigem
Wachstum der Realeinkommen zu erreichen. Bisher ist
die Wiedererlangung finanzieller Stabilität nur sehr un-
terschiedlich gerlungen und in vielen Ländern hat sich
das Vertrauen in die Fortsetzung des Stabilisierungspro-
zesses noch nicht gefestigt. Die wichtigste Vorausset-

zung für eine Konsolidierung der konjunkturellen Erho-

lung ist daher die Einhaltung eines strikte antiinflationä-
ren geld- und fiskalpolitischen Kurses. In den meisten
Industrieländern ist die Steuerung von Geld und Kredit
seit einigen Jahren durch die vorherrschenden hohen
Haushaltsdefizite erschwert worden, was die Inkonsi-
Stenz im Einsatz dieser Instrumente offenlegte.

Zu der von den wichtigsten Industrieländern seit 1979
verfolgten allgemeinen wirtschaftspolitischen Strategie
gehört der Versuch, in verschiedenen Bereichen die
strukturellen Mängel an Flexibilität zu verringern oder zu
beseitigen, um so einen optimalen Einsatz der Produk-
tionsfaktoren zu gewährleisten. Zu diesem Zwecke ha-
ben mehrere Regierungen fiskalpolitische Massnahmen
ergriffen, die - über ihre Bedeutung für den Gesamt-
haushält hinaus - die Leistungs-, Spar- und Investitions-
anreize erhöhen sollen. Recht verbreitet waren Änderun-
gen bestehender Lohnindexierungssysteme und An-
passungen bei den Übertragungen im System der Sozial-
leistungen. In vielen Ländern wurden staatliche Preis-
bindungen (namentlich im Energiebereich) von Zinsen
und von anderen Aspekten kommerzieller und finanziel-
1er Geschäfte gelockert oder gar beseitigt. Meist sollten
sich mit Hilfe dieser Massnahmen die Marktkräfte bes-
ser entfalten können und somit stärker zur Kostendämp-
fung sowie zu einer effizienteren Verteilung der Ressour-
cen beitragen. Eine grössere Flexibilität bei den Lohnab-
schlössen scheint - besonders in Europa - unabdingbar,
wenn die Gewinnspannen der Unternehmen und die In-
vestitionsanreize wieder ein Niveau erreichen sollen, das
die Wiederbeschäftigung von Arbeitssuchenden erleich-
tert. Vielen europäischen Unternehmen erscheinen die
bei den gegebenen Kostenstrukturen zu erwartenden
Gewinnspannen zu gering, um die mit Innovationspro-
jekten verbundenen Risiken und Anstrengungen auf sich
zu nehmen. Mehr Flexibilität und eine realistischere Aus-
richtung der nominalen Lohnsteigerungen an den jewei-
ligen Produktionsfortschritten und den nationalen Zielen
der Preisstabilität würden die Aussichten auf verstärkte
Investitionen und einen Abbau der Arbeitslosigkeit ver-
bessern.

Erhöhter Protektionismus

Zu den beunruhigendsten Entwicklungen der letzten
Jahre gehört die Verstärkung protektionistischer Mass-
nahmen. Während die Regierungen in den meisten Indu-
strieländern im allgemeinen der Versuchung widerstan-
den haben, offen in die Handelsbeziehungen einzugrei-
fen, haben sie eine wachsende Bereitschaft, Ansuchen
um spezielle Massnahmen auf einer Fall-zu-Fall-Basis zu
entsprechen. Dabei kamen spezielle Techniken zum
Zuge wie «freiwillige Exportbeschränkung», womit ein
Land bewegt wird, seine Ausfuhren in bestimmte Märk-

te zu begrenzen, um die Einführung mutmasslich härte

rer Importrestriktionen durch das Importland zu verme

den. Andere nichttarifäre Techniken bestehen beispiels

weise in erschwerten Zollabfertigungsverfahren un;

dergleichen.
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Mode

Wintersport-und
Freizeit-Tendenzen 1985/86

Funktionelle Nylsuisse-Langlaufkombination mit tiefen Raglanärr#
und hohem Stehbund. Die Aussenseite ist aus wasserabstossendeßj
gechintztem Taft, innen abgefüttert mit Molleton/Tersuisse/Baum#
le.
Modell: Merboso AG, CH-8902 Urdorf
Schuhe: Salomon AG, CH-6010 Kriens
Ski: Rossignol AG, CH-6370Stans
Foto: Stephan Hanslin, CH-8006 Zürich

Eine gepflegte, sportlich-lässige Stilrichtung weist ai

neue Wege in der Freizeitbekleidung hin. Ein diskrete'

komfortabler Stil will noble Sportlichkeit zum Ausdruc
bringen und die «gewisse Einfachheit» prägt das med

sehe Gesamtbild.
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